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Satzung zur 7. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Xanten 
vom 12.10.2018 

 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 15 des 
Gesetzes vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 90) hat der Rat der Stadt Xanten am 11.10.2018 mit 
der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Rates folgende Satzung zur 7. 
Änderung der Hauptsatzung der Stadt Xanten beschlossen: 
 
§ 1 
 
§ 3 Absatz 4.3 erhält folgende neue Fassung:  
 
„4.3. Der Bezirksausschuss kann in allen den Stadtbezirk betreffenden Angelegenheiten 

Anträge, Fragen und Empfehlungen an die Bürgermeisterin oder an den Bürgermeister 
richten. Vorschläge können auch per E-Mail unter der Adresse ratsantraege@xanten.de 
eingereicht werden, wobei die Erstellerin oder der Ersteller zweifelsfrei erkennbar sein 
muss. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister hat den Bezirksausschuss jeweils in 
der nächsten Sitzung darüber zu unterrichten, welche Maßnahmen und Entscheidungen 
sie oder er aufgrund dieser Anträge, Fragen und Empfehlungen getroffen hat.“ 

 
§ 2 
 
§ 6 Abs. 3 erhält folgende neue Fassung: 
 
„3. Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern, die 

 
 a) weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, 

Erklärungen, Ansichten etc.),  
 b)  inhaltlich mit bereits früher eingereichten Anregungen oder Beschwerden identisch 

sind, 
 c) den Inhalt eines Strafgesetzes erfüllen oder 
 d) als rechtsmissbräuchliche Inanspruchnahme von öffentlichen Stellen anzusehen 

sind, 
 

 sind ohne Beratung von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister zurückzugeben.“ 
 
Der bisherige Absatz 7 des § 6 wird gestrichen. Der bisherige Absatz 8 wird zu Absatz 7. 
 
§ 3 
  
§ 9 Absatz 5 wird wie folgt ergänzt: 
 
„d) Gestaltungsbeirat“ 
 
§ 4 
 
In § 13 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe der Rechtsvorschrift  „§ 22 Abs. 1 und Abs. 7 LBG 
NRW“ durch die Angabe „§ 21 Abs. 1 und Abs. 7 LBG NRW“  ersetzt. 
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§ 5 
Inkrafttreten 
 
Die Satzung zur 7. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Xanten tritt am Tage nach ihrer 
öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur 7. Änderung der Hauptsatzung der Stadt Xanten wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Xanten, den 12.10.2018 
 
gez.: 
Thomas Görtz 
Bürgermeister 

 
 
 

Satzung 
zur 4. Änderung der Satzung 

über die Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung 
in der Stadt Xanten 

vom 12.10.2018 
 
 

Aufgrund des § 7 Abs. 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV. NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 
23.01.2018 (GV. NRW. S. 90) und des § 13 des Gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen zur 
Gleichstellung von Menschen mit Behinderung (Behindertengleichstellungsgesetz Nordrhein-
Westfalen – BGG NRW) vom 16.12.2003 (GV. NRW. S. 766/SGV. NRW. 201), zuletzt geändert 
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 22.03.2018 (GV. NRW. S. 172), hat der Rat der Stadt 
Xanten in seiner Sitzung am 11.10.2018 folgende Satzung zur 4. Änderung der Satzung über 
die Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung in der Stadt Xanten beschlossen: 
 
§ 1 
 
§ 7 Abs. 1 der Satzung wird um folgenden Text ergänzt: 
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„Die Vorsitzende/der Vorsitzende oder die Stellvertreterin/der Stellvertreter oder ein anderes 
vom Inklusionsbeirat benanntes Mitglied ist berechtigt, an den öffentlichen und nichtöffentlichen 
Sitzungen der für die Bereiche Soziales und Stadtplanung/Stadtentwicklung zuständigen 
Ausschüsse teilzunehmen und Stellung zu Tagesordnungspunkten zu nehmen, die Belange von 
Menschen mit Behinderung betreffen.“ 
 
§ 2 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung zur 4. Änderung der Satzung über die Wahrung der Belange von Menschen mit 
Behinderung in der Stadt Xanten tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zur 4. Änderung der Satzung über die Wahrung der Belange von 
Menschen mit Behinderung in der Stadt Xanten wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Xanten, den 12.10.2018 
 
gez.: 
Thomas Görtz 
Bürgermeister 

 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

zum Widerspruchsrecht gegen die Datenübermittlung aus dem Melderegister nach dem 
Bundesmeldegesetz (BMG) und dem Meldegesetz NRW (MG NRW) 

 
Nach den Bestimmungen des Bundesmeldegesetzes sowie dem Meldegesetz NRW besteht das 
Recht, gegen folgende Weitergabe von Daten Widerspruch zu erheben: 
 
 
1. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an eine öffentlich-rechtliche 

Religionsgesellschaft durch den Familienangehörigen eines Mitglieds dieser 
Religionsgesellschaft 
Haben Mitglieder einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
Familienangehörige, die nicht derselben oder keiner öffentlich-rechtlichen 
Religionsgesellschaft angehören, darf die Meldebehörde gemäß § 42 Abs. 2 BMG 
von diesen Familienangehörigen folgende Daten übermitteln: 

 1. Vor- und Familiennamen 
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 2. Geburtsdatum und Geburtsort 
 3. Geschlecht 
 4. Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft 
 5. Derzeitige Anschriften und letzte frühere Anschrift 
 6. Auskunftssperren nach § 51 BMG sowie 
 7. Sterbedatum 

 
 Gemäß § 5 Abs. 2 MG NRW dürfen die Meldebehörden über die in § 42 Abs. 2 des 

BMG aufgeführten Daten hinaus folgende Daten der dort bezeichneten 
Familienangehörigen übermitteln: 

 1. frühere Namen 
 2. derzeitige Staatsangehörigkeit 
 3. bedingter Sperrvermerk nach § 52 des BMG 
 Der Datenübermittlung kann gemäß § 42 Abs. 3 Satz 2 BMG widersprochen 

werden. Der Widerspruch gegen die Datenübermittlung verhindert nicht die 
Übermittlung von Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts an die jeweilige 
öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaft. Der Widerspruch ist bei der 
Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder Hauptwohnung einzulegen. Er gilt bis 
zu seinem Widerruf. 
 
 

2. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Parteien, Wählergruppen 
u.a. bei Wahlen und Abstimmungen 
Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Abs. 1 BMG Parteien, Wählergruppen und 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammenhang mit Wahlen und 
Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene in den sechs der Wahl oder 
Abstimmung vorangehenden Monaten Auskunft aus dem Melderegister über 
Gruppen von Wahlberechtigten erteilen, soweit für deren Zusammensetzung das 
Lebensalter bestimmend ist. 
Gemäß § 8 MG NRW ist die Auskunft auf zwei Gruppen zu beschränken, die 
ihrerseits nicht mehr als zehn Geburtsjahrgänge umfassen dürfen. Es dürfen 
folgende Daten mitgeteilt werden: 

 1. Vor- und Familienname 
 2. Doktorgrad 
 3. derzeitige Anschriften 
 Die Person oder Stelle, der die Daten übermittelt werden, darf diese nur für die 

Werbung bei einer Wahl oder Abstimmung verwenden und hat sie spätestens einen 
Monat nach der Wahl oder Abstimmung zu löschen oder zu vernichten.  
Gemäß § 50 Abs. 5 BMG kann der Übermittlung widersprochen werden. Bei einem 
Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei der 
Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt 
bis zu seinem Widerruf. 
 

3. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten aus Anlass von Alters- oder 
Ehejubiläen an Mandatsträger, Presse oder Rundfunk 
Verlangen Mandatsträger, Presse oder Rundfunk Auskunft aus dem Melderegister 
über Alters- oder Ehejubiläen von Einwohnern, darf die Meldebehörde nach § 50 
Abs. 2 BMG Auskunft erteilen über: 

 1. Vor- und Familienname 
 2. Doktorgrad 
 3. Anschrift sowie 
 4. Datum und Art des Jubiläums. 
 Altersjubiläen sind der 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere Geburtstag und ab dem 

100. Geburtstag jeder folgende Geburtstag; Ehejubiläen sind das 50. und jedes 
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folgende Ehejubiläum. 
Gemäß § 50 Abs. 5 BMG kann der Übermittlung widersprochen werden. Bei einem 
Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei allen 
Meldebehörden, bei denen die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen. Er gilt 
bis zu seinem Widerruf. 
 

4. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an Adressbuchverlage 
 Die Meldebehörde darf gemäß § 50 Abs. 3 BMG Adressbuchverlagen zu allen 

Einwohnern, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, Auskunft erteilen über 
 1. Vor- und Familienname 
 2. Doktorgrad und 
 3. derzeitige Anschriften  
 Die übermittelten Daten dürfen nur für die Herausgabe von Adressbüchern 

(Adressenverzeichnisse in Buchform) verwendet werden. 
Gemäß § 50 Abs. 5 BMG kann der Übermittlung widersprochen werden. Bei einem 
Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei allen 
Meldebehörden, bei denen die betroffene Person gemeldet ist, einzulegen. Er gilt 
bis zu seinem Widerruf. 
 

5. Widerspruch gegen die Übermittlung von Daten an das Bundesamt für das 
Personalmanagement der Bundeswehr 

 Nach § 58 b des Soldatengesetzes können sich Frauen und Männer, die Deutsche 
im Sinne des Grundgesetzes sind, verpflichten, freiwilligen Wehrdienst zu leisten. 
Zum Zwecke der Übersendung von Informationsmaterial übermitteln die 
Meldebehörden dem Bundesamt für das Personalmanagement der Bundeswehr 
aufgrund § 58 c Abs. 1 des Soldatengesetzes jährlich bis zum 31. März folgende 
Daten zu Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit, die im nächsten Jahr 
volljährig werden: 

 1. Familienname 
 2. Vornamen 
 3. gegenwärtige Anschrift 
 Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 1 BMG kann der Übermittlung widersprochen werden. Bei 

einem Widerspruch werden die Daten nicht übermittelt. Der Widerspruch ist bei der 
Meldebehörde der alleinigen Wohnung oder der Hauptwohnung einzulegen. Er gilt 
bis zu seinem Widerruf und ist mit der Vollendung des 18. Lebensjahres der 
betroffenen Person zu löschen.  
 
Bürgerinnen und Bürger, die von ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen 
möchten, können diese Erklärung im Foyer des Rathauses der Stadt Xanten, 
Bürgerservice, Karthaus 2, 46509 Xanten, abgeben. 
 
Xanten, im Oktober 2018 
 
gez.:  
Der Bürgermeister 
Thomas Görtz 

 
 


